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Deutschland 

Damit es wieder aufwärts geht 

Unser Land 
braucht einen 
neuen Anfang 
ö|o Krise unseres Landes in der Finanz-, Wirt- 
*chafts- und Sozialpolitik kann überwunden 
w*rden. Die Bürger und die Wirtschaft warten 
au* ein Zeichen, das die Wende zur Vernunft 
einleitet, erklärte Helmut Kohl im Deutschen 
Bundestag bei der Debatte zum Bericht über 
dl* Lage der Nation. Wir, die CDU/CSU, wollen 
e>ne neue Politik mit einer neuen Mehrheit in 
d,e«em Haus. 

Verläßliche Politik kann neues Vertrauen in unsere 
Zukunft herstellen. Solide Haushaltsführung, eine 
konsequente Politik der Sozialen Marktwirtschaft und 
Einsparungen im Leistungs- und Subventionsbereich 
Jtach dem Maßstab der Gerechtigkeit müssen die 
Voraussetzungen dazu schaffen. 
£uf die Rede von Helmut Schmidt antwortete Helmut 
Kohl: Wenn man die über zweistündige Rede des 
Bundeskanzlers hörte, und wenn man genau hinhör- 
te, war das eigentlich weniger ein Bericht zur Lage 
~er Nation als ein Bericht zur Lage Helmut Schmidts. 
Wirklich interessant an dieser langen Erklärung wa- 
ren doch eigentlich nur die Äußerungen zum Koali- 

. (Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

tionspartner FDP. Bisher war es in der Ge- 
schichte der parlamentarischen Demokra- 
tie in Deutschland nicht üblich, daß eine 
Regierungserklärung, die eine Erklärung 
der sie tragenden Parteien ist, im wesent- 
lichen zur Profilierung in der eigenen Par- 
tei herhalten mußte. 

Es wurde viel von Wahrheit und von Klar- 
heit gesprochen. Der Kanzler hat in einer 
markigen Weise uns und andere aufge- 
fordert, dafür einzutreten. Dabei gibt es 
keinen einzigen Regierungschef seit Be- 
gründung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, der so mit dem Begriff „Wahrheit" 
Schindluder getrieben hat wie Helmut 
Schmidt. 

Er hat 1976 vor der Wahl versprochen, die 
Renten seien in Ordnung. Er hat dieses 
Versprechen nach der Wahl gebrochen. 
Ohne dieses Versprechen wäre er 1976 
nicht wieder ins Kanzleramt zurückge- 
kehrt. Er hat 1980 seinen Wahlkampf da- 
mit bestritten, daß er all jene, die für eine 
seriöse Finanzpolitik eingetreten sind, die 
für Wahrheit im Haushalt eingetreten sind, 
der Panikmache bezichtigte. In diesen 
Jahren hat niemand vor Wahlen so viel ge- 
sprochen und versprochen und nach der 
Wahl so wenig gehalten, wie Helmut 
Schmidt dies getan hat. 

Er sprach dann von der geschichtlichen 
Legitimität eines Bundeskanzlers. Ich ge- 
he davon aus, daß das frei gewählte deut- 
sche Parlament, daß die Abgeordneten, 
die in freier, geheimer und direkter Wahl in 
den Bundestag entsandt werden und die 
dann im Rahmen ihrer verfassungsmäßi- 
gen Rechte einen Regierungschef wählen, 
ob dies Adenauer war, ob dies Erhard, ob 
dies Kiesinger, ob das Brandt war oder ob 
Schmidt das gewesen sind, immer in der 
vollen Legitimität standen. Ich gehe davon 

aus, daß wir wenigstens noch in dem 
Punkt übereinstimmen, daß auch zukünft1' 
ge Abgeordnete des Deutschen Bunde8' 
tages in voller Legitimität handeln werden- 

Ich erwähne dies deswegen, weil ja jetz1, 

nachdem sich die Ära Schmidt dem Ende 
nähert, offenbar ist, daß die Legende 
schon gestrickt wird. Da kommen solcne 
Ausdrücke wie der „Machtwechsel" wie' 
der, da kommen Begriffe wie „König8' 
mord". Der Wechsel einer Regierung in el' 
ner demokratischen Gesellschaft ist die 
normalste Sache der Welt. Es ist ja eine 
der großen Errungenschaften der freihe't' 
liehen Demokratie, daß der Wechsel ^ 
Amt, daß der Wechsel auch in der po"*1' 
sehen Macht- und Amtsausübung in den 
zivilisierten Formen einer Verfassung8' 
norm vonstatten geht. Wir werden es nien 
gestatten, daß jetzt, wo Helmut Schmiß 
am Ende ist, hier im Lande von ihm wiede 
eine Stimmung erzeugt wird, als sei es et' 
was Unrechtes, darüber nachzudenken- 
daß er endlich von seinem Amt zurücktritt- 

Dann wurde das Thema — natürlich auC"1 

in der Schmidt eigenen Weise — eine 
Verfassungsbestimmung angesprochen- 
nämlich das Thema des konstruktiven 
Mißtrauensvotums. Die Realitäten sinfl 

doch festgehalten: Gegenwärtig amtien 
immer noch diese Regierung. Sie ist Ja 

durchaus in der Lage — wenn das alle8 

stimmen würde, was Schmidt sagte *"*' 
über eine Mehrheit von 43 Abgeordneten 
im Bundestag zu verfügen. Es ist de8 

Kanzlers Sache — er versucht das ja von 
Zeit zu Zeit, wir haben das bei der Ver' 
trauensfrage erlebt —, dies über einen 
Appell deutlich zu machen. Es ist eine an' 
dere Sache — das ist auch ganz derriO' 
kratisch, weil es den Grundrechten ent' 
spricht —, daß wir und alle anderen in1 

Lande unseren Blick auch darauf richten. 
was eigentlich die Wähler zu der EntwicK- 
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ür)9 in diesen zwei Jahren sagen. Auch 
Wer»n uns der Kanzler noch so be- 
impft, es ist wahr: Seine Koalition hat 
*n9st jedes Vertrauen in der Bevölkerung 
Floren. 
i ir haben 1982 bisher drei Regionalwah- 
en gehabt, und wir werden bald noch 
^ei andere haben. Sieht man sich die 
*erlustquote der SPD an — in Schleswig- 
^0|stein 5,9%, in Niedersachsen 5,8%, in 
^chmidts  Heimatstadt,  mit  der  ganzen 

r°Pagandaapparatur, die mit dem Amt 
des Kanzlers verbunden ist, 8,7% —, dann 
'st festzustellen: das sind erdrutschartige 
erluste. Wenn in diesen Tagen wieder 

^eue demoskopische Umfragen unter die 
Lßute gebracht werden, in denen die SPD 
Jjiter 30 % notiert, dann ist es so, daß die 

PD am Ende ihrer Regierungszeit wieder 
*uf der Ebene angelangt ist, auf der sie 
949 und 1953 angetreten ist. Mit dem jet- 

..'9en Bundeskanzler braucht man nicht 
,ber  Vertrauenswürdigkeit   zu   streiten. 
Erlassen wir dieses Urteil doch getrost 
ern Souverän unseres Landes: das sind 

die Wahlberechtigten. Es wäre doch ein 
Qraus für die SPD, wenn heute gewählt 
^ürde. 

^h schlage vor — damit gebe ich Helmut 
chmidt ganz konkret die Antwort zum 
hema Mißtrauensvotum —, wir, SPD, 

CDU/CSU und FDP, warten jetzt gemein- 
!*arn ab, was unsere Mitbürger bei den 
fahlen in Hessen und Bayern entschei- 
den werden. 

^ann setzen wir die Debatte, die wir jetzt 
gönnen haben, in aller Ruhe fort. Wir, 
d|e CDU/CSU, wollen einen neuen An- 
Tar»g. Wir wollen eine neue Politik mit einer 
!\euen Mehrheit im Bundestag. Eine neue 
Mehrheit heißt für mich, daß vor einer Ent- 
scheidung dieser Mehrheit im Bundestag 
be2üglich der Sache, der Personen und 
^i" Inhalte klar ist, wie die Politik aussieht.' L 

Richard von Weizsäcker: 

Teilung 
Deutschlands ist 
nicht endgültig 
Der Regierende Bürgermeister von 
Berlin, Richard von Weizsäcker, führ- 
te in seiner aus Anlaß der Bundes- 
tagsdebatte um Schmidts Regie- 
rungserklärung zur Lage der Nation 
im Deutschen Bundestag gehaltenen 
Rede u. a. folgendes aus: 

Die Lage der Nation — das ist primär 
die Frage nach dem Bewußtsein und 

den Zielen der Deutschen selbst, der 
Deutschen in Ost und West. Mehr als die 
anderen sind und bleiben wir umgeben 
von nahen und fernen Nachbarn und 
Mächten. Sie alle haben ein vitales Inter- 
esse daran, welche politische Gestalt die 
Mitte Europas annimmt. 
Die meisten Deutschen sind mit drängen- 
den Tagesfragen beschäftigt, die wenig 
Bezüge auszuweisen scheinen zu diesem 
Grundgedanken nach der langfristigen 
Entwicklung der deutschen Nation, am 
wenigsten in Westdeutschland, stärker in 
Berlin, auf eigene Weise am stärksten in 
der DDR. 
Blicken wir zunächst in die DDR. Bemer- 
kenswert sind die jüngsten Anstrengun- 
gen, die Auseinandersetzung mit der 
deutschen Geschichte zu fördern. Aus 
der platten ideologischen Klasseninterpre- 
tation der Geschichte ist inzwischen mehr 
geworden. Neben Thomas Münzer und 
Karl Marx sind Martin Luther, Friedrich der 
Große (von Honecker als solcher bezeich- 
net) und nicht nur die preußischen Refor- 
mer getreten, sondern auch die Königin 
Luise. Die Geschichtsschreibung der DDR 
beschränkt sich nicht mehr ausschließlich 
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auf die Geschichte der DDR. Vielmehr 
„schließt sie die ganze deutsche Ge- 
schichte seit der Entstehung des deut- 
schen Volkes als ethnische Einheit mit 
ein", wie es ein führender DDR-Historiker, 
Walter Schmidt, formuliert. Dahinter steht 
das Bewußtsein, daß es sich um Politik 
handelt, wenn es um die Geschichte geht. 

Bei aller Zurückhaltung, die wir wahren 
müssen, wenn wir ein Urteil fällen wollen 
über das, was die Menschen in der DDR 
in ihrem Innern bewegt, darf man sagen: 
Die Menschen drüben haben manchmal 
eine klarere Vorstellung von ihrer Identität 
als manch einer bei uns. Sie fühlen sich 
als DDR-Bürger und als Deutsche. In ih- 
rem Verhältnis zu uns gehen sie davon 
aus, daß wir wie sie Deutsche sind. 

Wir sind im Leben der Menschen in der 
DDR mehr gegenwärtig als umgekehrt. An 
einem Tag wie heute darf nicht verschwie- 
gen werden, daß es zu den Problemen der 
innerdeutschen Beziehungen im mensch- 
lichen wie auch im politischen Sinn ge- 
hört: Es können zwar mehr Menschen von 
West nach Ost Besuchsreisen machen als 
umgekehrt. Aber die Aufmerksamkeit, die 
geistige Auseinandersetzung und die Er- 
wartungen in Richtung auf den anderen 
Teil sind stärker von Ost nach West. 

Wir haben allen Grund, daraus zu lernen 
und gleichzuziehen. Was die innerdeut- 
schen Beziehungen im engeren politi- 
schen Sinne anbetrifft, so ist die derzeiti- 
ge Lage belastet. Zwar gibt es Verhand- 
lungsgegenstände. Aber eine Perspektive 
fehlt. Es ist auch nicht vorstellbar, wie wir 
sie erreichen, wenn nicht eingehalten 
wird, was verabredet war. 

Gemeinsame friedenspolitische Aktionen, 
wie die DDR sie immer wieder fordert, be- 
dürfen zunächst ihrer Fundierung im Re- 
spekt vor den Menschenrechten, die Be- 
standteil des Friedens sind. In dieser Lage 
gilt es, die Dinge zwischen den beiden 

deutschen Staaten beim Namen zu nen- 
nen. 
Die Friedensdiskussion hat neue BeWß' 
gung in die offene deutsche Frage Qe' 
bracht. Es ist erstaunlich, wie schnell ofT 

die Argumentationen wechseln: 
— Vor kurzem noch hieß es: Frieden "s 

die Priorität Nr. 1. Ihre Bedingung ist die 
Verteidigungsbereitschaft. Diese erfordert 
das Gleichgewicht. Das Gleichgewicht 
hält die Teilung aufrecht. Also ist Teilung 
Bedingung des Friedens. 
— Heute hört man: Die Teilung ist Fol9e 

des Gleichgewichts, welches zu imme 

neuen Rüstungskapriolen führt. Diese 9e' 
fährden den Frieden. Wem es um den 
Frieden geht, der muß sich gegen sie und 
folglich auch am Ende gegen die Teilunö 
stellen. 

Der Begründungszwang in der Sicher' 
heitspolitik hat zugenommen. Das ist he'1' 
sam. Nur hilft es niemanden, gewachsene 
Verwicklung und Schwierigkeiten mit einer 

illusionistischen Leugnung der Realität zü 

lösen. Es ist z. B. Illusion zu glauben- 
einseitige Abrüstungsvorleistungen WJ»' 
den automatisch zu mehr Sicherheit füp' 
ren. Wer heute „lieber rot als tot" proklä' 
miert, der verkennt den tiefen Zusammen' 
hang, der zwischen Frieden und Freihe' 
besteht. 

Hans-Joachim Jentsch 
neuer OB in Wiesbaden 
Der CDU-Abgeordnete Hans-Joachim 
Jentsch ist in sein neues Amt als Obef 
bürgermeister der hessischen Landes' 
hauptstadt Wiesbaden eingeführt worded 
Sein Bundestagsmandat legte er inzW' 
sehen nieder. Über die hessische Landes- 
liste der CDU rückt der Facharzt Karl Bek- 
ker aus Frankfurt nach. Der Politiker ge- 
hörte dem Parlament von 1976 bis 1980 
an. 
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FINANZEN 

Verfassungsklage der Fraktion 
•n Karlsruhe eingereicht 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat am 22. Juni 1982 beschlossen, in 
einem Normenkontrollverfahren we- 
gen der Unvereinbarkeit der Kredit- 
errnächtigung des Haushaltsgeset- 
*es 1981 mit Art. 115 des Grundge- 
setzes Verfassungsklage zu erhe- 
ben. Der Prozeßbevollmächtigte der 

Dazu erklärte der finanzpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion, Hansjörg Häfele, in Bonn auf einer 
Pressekonferenz: Immer bedrückender 
Wrd deutlich, wohin die Schuldenwirt- 
schaft der vergangenen Jahre geführt hat 
und weiter führt: 

CDU/CSU-Fraktion, Prof. Dr. Paul 
Kirchhof in Heidelberg, hat nunmehr 
diese Klage nebst Begründung beim 
Bundesverfassungsgericht in Karls- 
ruhe mit dem Antrag eingereicht, die 
Kreditermächtigung in § 2 Absatz 1 
des Haushaltsgesetzes 1981 für 
nichtig zu erklären. 

— Der Schuldenstand des Bundes ist seit 
1974 sprunghaft angestiegen. 

— Der Schuldenstand überschreitet seit 
1980 die Gesamtausgaben des Bundes. 

— Die   riesigen   Kreditaufnahmen   des 
Bundes  werden  zunehmend  durch  die 

Entwicklung der Zinsausgaben und der Ausgaben 
für Investitionen (brutto) des Bundes 1972 bis 1986 (Mrd. DM) 
19?2 bis 1981  = Ist-Ergebnis, 1982 = Soll gem. Regierungsentwurf des Nachtrages; 
1983 bis 1986 gem. Finanzplan 1982 bis 1986. 

iinsausgaben I 

iV2       Uli      KV*      1175       117b       1177       1178       1979       1910      1981      1982      1983      198+      198S     198b 
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Entwicklung der Ausgaben für den Schutdendienst 
im Vergleich zu den Sozial- und Verteidigungsausgaben des Bundes in den Rech- 
nungsjahren 1972 bis 1986 (Mrd. DM) 

Zinskosten als Folgelast der Schulden- 
wirtschaft aufgezehrt. Die Zinsen werden 
nach dem von der Bundesregierung in ih- 
rem Finanzplan vorgelegten Zahlenwerk 
bereits 1983 die geplante hohe Neuver- 
schuldung erreichen und ab 1984 in einem 
von Jahr zu Jahr stärker steigenden Um- 
fang überschreiten. 
— Selbst eine dauerhafte Erhöhung der 
Neuverschuldung auf die nach dem 
Grundgesetz höchstzulässige Obergrenze 
kann diese Entwicklung mittelfristig nicht 
aufhalten. Denn die Zinsen werden 1985 
ebensohoch und ab 1986 höher sein als 
diese Obergrenze, die nach Art. 115 GG 
durch die Summe der veranschlagten 
Ausgaben für Investitionen festgelegt ist. 

Der Staatskredit hat damit seine finanzpo- 
litische Aufgabe als Mittel zur Finanzie- 
rung zusätzlicher Staatsleistungen (Inve- 
stitionen) verloren. 

Die Ausgaben für den Schuldendienst 
(Zinsen und Tilgungen) haben seit Jahren 
durchweg die höchsten Zuwachsraten 
und damit — ungewollt — die Priorität Nr. 
1 in der Ausgabenpolitik der Bundesregie- 
rung. 1972 waren sie niedriger als die Aus- 
gaben für Bildung und Forschung oder die 
Ausgaben für den Straßenbau. Seit 1979 
sind sie zum zweitgrößten Ausgabenblock 
im Bundeshaushalt geworden, höher als 
die gesamten Ausgaben für unsere Lan- 
desverteidigung. Die Ausgaben für den 
Schuldendienst nähern sich immer mehr 
dem bisher noch größten Ausgabenblock, 
den Sozialausgaben, und werden diesen 
noch im Finanzplanungszeitraum, nämlich 
1985, einholen, 1986 sogar überholen. 

Die Vorbelastung der jungen Generation 
wird damit immer bedrohlicher. All das ist 
die Folge davon, daß das Finanzierungsin- 
strument  der  Verschuldung   seit  vielen 
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Lambsdorff-Papier 
Die Vorschläge sorgfältig prüfen 
Zu den Vorschlägen von Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff zur Überwindung 
der Wachstumsschwäche und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erklärt Helmut Kohl: 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in ihrer Sieben-Punkte-Offensive für eine neue 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik am 10. Februar 1982 eine grundsätzliche Kurs- 
änderung der Wirtschafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik gefordert. In diesem Pro- 
gramm hat die CDU/CSU unmißverständlich festgestellt: 
1- daß die „Grenze der Belastbarkeit durch Steuern und Sozialabgaben für Arbeitneh- 
mer und Unternehmen erreicht" ist, 
2- daß es das „vorrangige finanzpolitische Ziel" sein muß, den „Schuldenzuwachs abzu- 
bauen und die Gesundung der Staatsfinanzen über die Ausgabenseite" zu erreichen 
und 
3- daß „Investitionen der Schlüssel zu neuen Arbeitsplätzen" sind. 
Die CDU/CSU hat in diesem Sieben-Punkte-Programm eine Reihe von Beispielen für 
konkrete Sparvorschläge unterbreitet, die von der Bundesregierung wiederholt abge- 
'ehnt worden sind. Die CDU/CSU sieht es als Fortschritt an, daß jetzt Bundeswirt- 
schaftsminister Graf Lambsdorff dem Bundeskanzler und der SPD/FDP-Koalition Vor- 
schläge zur Überwindung der Wachstumsschwäche und zur Bekämpfung der Arbeits- 
'osigkeit vorgelegt hat, die erstmals den Versuch darstellen, aus der regierungsüblichen 
F'ickschusterei auszubrechen. 
CDU/CSU erwarten, daß die amtliche Vorlage des Bundeswirtschaftsministers von der 
amtierenden Bundesregierung und der SPD/FDP-Koalition so rasch wie möglich disku- 
tiert und beantwortet wird, damit das Vertrauen der Bürger in die Handlungsfähigkeit 
der Bundesregierung nicht gänzlich zerstört wird. 
Die CDU/CSU wird die Vorschläge von Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff 
sorgfältig prüfen. Sie enthalten eine Reihe interessanter und begrüßenswerter Elemen- 
te, die von der Union seit langem gefordert werden. Sie enthalten aber auch Forderun- 
gen, die wir ablehnen, weil sie sozial nicht ausgewogen sind. 

Jahren im Übermaß genutzt und dabei so- teln auf die notwendige Umkehr hinzuwir- 
9ar die durch die Verfassung gezogene ken. 
°bergrenze überschritten wird. Die parlamentarische Demokratie gibt je- 
Die CDU/CSU warnt bereits seit über ei- dem Parlament nur die Gestaltungsmacht 
nem Jahrzehnt vor dieser gefährlichen auf Zeit. Es verstößt gegen die tragenden 
Entwicklung, ohne damit allerdings bei der Grundsätze unseres demokratischen und 
Bundestagsmehrheit rechtzeitig auf Ge- sozialen Rechtsstaates, durch überhöhte 
hör zu stoßen. Noch immer ist zumindest Vorgriffe auf die finanzwirtschaftliche Zu- 
die SPD nicht ernsthaft bereit, ihren ver- kunft künftigen Parlamenten und künfti- 
derblichen Weg einer stetig weiter im gen Generationen die finanzwirtschaftli- 
Übermaß steigenden Verschuldung zu ehe Gestaltungsmöglichkeit zu nehmen 
verlassen. Die CDU/CSU-Bundestagsfrak- und ihnen die Entscheidung über das Fi- 
tion fühlt sich deshalb verpflichtet, mit al- nanzaufkommen ihrer Gegenwart letztlich 
'en verfassungsrechtlich verfügbaren Mit- vorzuenthalten. 
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• WOHNUNGSBAU 

Vorschläge der 
Regierung 
führen nicht zum Bau 
neuer Wohnungen 
Die CDU/CSU-Bundestagsffraktion 
hat den Beschlußempfehlungen des 
Vermittlungsausschusses ihre Zu- 
stimmung gegeben. Sie hat leider 
vergeblich an SPD und FDP appel- 
liert, das gleiche zu tun. Offensichtli- 
che Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen SPD und FDP sollten aber 
nicht dazu führen, sich besseren Ein- 
sichten zu verschließen, erklärte 
MdB Friedrich-Adolf Jahn (Münster). 

Die im Mietrechtsänderungsgesetz so- 
wie dem Mietspiegelgesetz der Bun- 

desregierung enthaltenen Änderungen 
reichen nicht aus, die Rahmenbedingun- 
gen des freifinanzierten Wohnungsbaus 
zu verbessern. Die Vorschläge der Bun- 
desregierung führen zu Mieterhöhungen, 
nicht aber zum Bau von mehr Wohnun-" 
gen. Zudem sind diese Gesetzesinitiativen 
ein Musterbeispiel für mehr Bürokratie 
und mehr Verwaltungsaufwand. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion hält die Empfeh- 
lungen des Vermittlungsausschusses für 
ausgewogen. Wir sagen deshalb 
— Ja zur Möglichkeit des Abschlusses 
von Staffelmieten auch im Bestand. Wer 
heute investieren will, kann das vielfach 
nur im Wege einer Mischkalkulation aus 
vorhandenem Bestand und künftiger Inve- 
stition. Staffelmieten — auch im Woh- 
nungsbestand — sind lediglich ein Stück 
Vertragsfreiheit. Keiner wird gezwungen, 
Staffelmieten zu vereinbaren, weder der 
Vermieter noch der Mieter. 

— Ja zur Möglichkeit des Abschlusses 
von Mietverträgen für eine ganz bestimm- 
te Zeit als Anreiz zur Vermietung von leer- 
stehendem Wohnraum. Der Vorschlag der 
Bundesregierung dagegen wirkt sich 
praktisch wie eine Kündigung mit all ihren 
Durchsetzungsschwierigkeiten aus. 
— Ja zur Verbesserung der Mietsituation 
für Studenten, Schüler und Auszubilden- 
de. Wir verbessern die Situation derer, die 
einen Platz in einem Studenten- oder Ju- 
gendheim suchen. 
— Ja zu der Verfahrenserleichterung, wo- 
nach der Vermieter bei der Begründung 
der Vergleichsmiete zwei Wohnungen aus 
dem eigenen Wohnungsbestand benen- 
nen kann. 
— Ja zur Aktualisierung der Mietspiegel 
mit einer Ermächtigung, die näheren Ein- 
zelheiten in einer Rechtsverordnung fest- 
zulegen. Dies ist unsere Alternative zum 
Mietspiegelgesetz der Bundesregierung 
Unser Nein zum Mietspiegelgesetz bedeu- 
tet also kein Nein zum Mietspiegel, wohl 
aber ein Nein zu einem gesetzlichen 
Zwang zum Aufstellen von Mietspiegeln. 

— Nein zur Verlängerung der Frist ^ 
drei auf fünf Jahre, innerhalb derer die Ei" 
genbedarfsklage des Erwerbers bei Um- 
wandlung von Mietwohnungen in Eigen- 
tumswohnungen ausgeschlossen ist. Die 
Verlängerung der Frist, innerhalb deren 
die Eigenbedarfsklage des Erwerbers aus- 
geschlossen ist, erscheint nur bedingt ge- 
eignet, der Spekulation entgegenzuwir- 
ken. 
Die Ergebnisse des Vermittlungsaus- 
schusses verletzen in keiner Weise den 
Kernbereich des sozialen Mietrechts. Ins- 
besondere wird der generelle Kündi- 
gungsschutz gewahrt. In allen Fällen wird 
der soziale Ausgleich für die, die am Markt 
keine bedarfsgerechte Wohnung finden, 
durch sozialen Wohnungsbau, im übrigen 
durch das Wohngeld und durch Bele- 
gungsbindungen voll gewährleistet. 
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* KOALITION/ 
'^FORMATION 

Jjachwahl in Rees: 
Qrüne jetzt im Rat 
. Ie Grünen werden künftig mit zwei Sitzen 
"* Rat der niederrheinischen Stadt Rees 
^rtreten  sein.  Bei  einer Wiederholung 
**T Kommunalwahl  holten sie 6,1  Pro- 
er,t der abgegebenen Stimmen. Sieger 

p6r Wahl wurde die CDU, die sich mit 60,3 
r°zent um 2,3 Prozentpunkte steigern 

£0r>nte.  Die SPD erzielte  lediglich 24,4 
[•°zent (1979: 30,4)  der Stimmen  und 

güßte zwei Mandate ein. Die FDP erhielt 
,-2 Prozent (1979: 11,5). Die Sitzvertei- 
Un9: CDU 23 (23); SPD 10 (12); FDP 4 
W); Grüne 2 (0). 

Ie Neuwahl war erforderlich geworden, 
£achdem  ein  FDP-Kreistagsmitglied  die 
{*
0rnmunalwahl  des Jahres  1979 ange- 
°Cr»ten  hatte.  Das  Oberverwaltungsge- 
r'Cr»t in Münster hatte anerkannt, daß sei- 
^rzeit in vier von insgesamt 20 Wahlbe- 
2,rken  die  durchschnittliche  Einwohner- 
*ar>'  über-  bzw.  unterschritten  worden 
War. 

^ verlorene Pakete 
J die DDR Jährlich 3 Mill. DM 
Satzkosten 
^6r» zahlreichen Klagen über lange Laut- 
eten und zunehmende Verluste von Brie- 
*n und Paketen zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der DDR stehe 
a,6 Deutsche Bundespost offensichtlich 
^achtlos gegenüber, erklärte der Berliner 
^DU-Bundestagsabgeordnete       Werner 

0,ata, nachdem die Bundesregierung ei- 
^e von  ihm  eingebrachte  Parlamentari- 
er^ anfrage unbefriedigend beantwortet 
atte. Wenn beispielsweise Lebensmittel- 

pakete inn erhalb Berlins, also von Berlin 
(West) nach Berlin (Ost), erst nach drei 
Monaten an ihrem Bestimmungsort ankä- 
men, dann sei es unverständlich, so der 
Abgeordnete, daß die Bundesregierung 
versuche, diese Mißstände mit Hinweisen 
auf die andersartige Gestaltung des Be- 
förderungssystems, Arbeitskräftemangel, 
schlechte bauliche Voraussetzungen und 
höheren Zeitaufwand auf seifen der DDR 
quasi zu entschuldigen. 

Den wahren Grund erwähne die Bundes- 
regierung nur am Rande: die DDR prakti- 
ziere rigorose und zeitaufwendige Ein- 
und Ausfuhrkontrollen. Nicht minder skan- 
dalös sei es, daß die Deutsche Bundes- 
post für Pakete pro Jahr etwa 3 Mill. DM 
Ersatzbeträge zahlen müsse und die Ver- 
lustquote im Paketverkehr mit der DDR 
pro Jahr das Zehn- bis Elffache im Ver- 
gleich zum übrigen Verkehr der Bundes- 
post betrage. So könne es auch nicht 
mehr verwundern, daß die Post die Ge- 
bühren erhöhen müsse. 

Für mehr Teilzeitarbeit 
Die EVP-Abgeordnete Marlene Lenz hat 
die Fraktionen des Europäischen Parla- 
ments aufgefordert, sich bei den Beratun- 
gen in der ersten Sitzung nach der Som- 
merpause vom 13. bis 17. September in 
Straßburg deutlich für mehr arbeitsorgani- 
satorische Möglichkeiten der Teilzeitbe- 
schäftigung auszusprechen. Eine entspre- 
chende Vorlage für eine solche Richtlinie 
liege dem Parlament vor, betonte Frau 
Lenz. 

Die Abgeordnete erklärte weiter, Teilzeit- 
arbeit sei keine Erfindung der Rezession 
oder der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit. Sie könne jedoch in Zeiten der Ar- 
beitslosigkeit, aber auch angesichts der 
Rationalisierung durch moderne Techno- 
logie, eine Form der Arbeit sein, die es 
dem Menschen ermögliche, in Verbindung 
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mit ihren beruflichen Fähigkeiten zu blei- 
ben und ihre Existenzgrundlage zu ver- 
bessern. 

Positiv beurteilte Frau Lenz vor allem die 
Möglichkeit, Jugendlichen durch Teilzeit- 
arbeitsplätze mehr Ausbildungsstellen zu 
schaffen, als bei Voll-Ausbildungsstellen 
zur Verfügung ständen. Frau Lenz kündig- 
te an, daß sich die Christlich Demokrati- 
schen Parteien für eine Regelung einset- 
zen würden, die Teilzeitarbeit in für die Be- 
triebe wirtschaftlich vertretbarem Umfang 
und für die Teilzeitbeschäftigten sinnvol- 
len Bedingungen ermögliche. 

Was Alfred Dregger 
wirklich sagte 
Zu absurden Behauptungen des hessi- 
schen Kultusministers Hans Krollmann 
(SPD) und daran geknüpften törichten 
Kommentaren wird nachstehend ein Aus- 
zug aus dem Originaltext der Rede des 
hessischen CDU-Landesvorsitzenden Al- 
fred Dregger auf dem Römerberg in 
Frankfurt am 3. September 1982 wieder- 
gegeben. Bei Ausführungen über die Ge- 
schichte der Stadt Frankfurt und deren hi- 
storischen Stätten, wie der Paulskirche, 
erklärte Alfred Dregger wörtlich: „... 
Paulskirche, wo 1848 noch Vertreter aller 
deutschen Stämme, von Maas bis Memel, 
von der Etsch bis an den Belt die Einheit 
Deutschlands auf freiheitlicher Grundlage 
gesucht haben." 

Demonstranten sollen 
Polizeieinsatz bezahlen 
Demonstranten, die Anfang August drei 
Wochen lang die Zufahrt zur Bundeswehr- 
kaserne in Großengstingen blockiert ha- 
ben, sollen nach Auffassung des Nürtin- 
ger CDU-Landtagsabgeordneten Friedrich 
Volz die Kosten für den Polizeieinsatz tra- 
gen. Wie der Parlamentarier in einer parla- 

mentarischen Initiative schreibt, habe ° 
Polizeieinsatz etwa 100 000 Mark gek°' 
stet. Es könne nicht hingenommen *e 

den, daß diese Kosten der Steuerzah|e 

übernehme. 

Wer demokratische und rechtsstaatliC"1 

Entscheidungen und die darauf beruht 
den Einrichtungen nicht akzeptiere, ^ 
se auch bereit sein, die entstandenen K 
sten eines Polizeieinsatzes zu übern6 

men. 

Die Demonstranten hatten sich drei w 

chen lang jeden Tag auf die Kasernen-* 
fahrt gesetzt und mußten täglich von ce 

Polizei weggetragen werden. 

Grüne drohen mit Sabotage 
gegen schnellen Brüter 
Die nordrhein-westfälischen Grünen un 

verschiedene Gruppen von Atomkräfte.^ 
nern wollen gegen den geplanten Bau d* 
schnellen Brüters in Kaikar „aktiven **[ 
derstand" leisten. Man werde vor ..Block* 
den, Streiks und Sabotageakten" n'c 

mehr zurückschrecken, betonte Thorn* 
Niermann als Sprecher der Grünen ' 
Düsseldorf. 
Zusammen mit rund 150 Organisation0 

haben die Grünen zu einer „GroßdemC1' 
stration" in Kaikar am 2. Oktober aufger[j' 
fen, zu der die Veranstalter 50 000 Teiln*"1' 
mer erwarten. Mit dieser Demonstration 
so Niermann weiter, werde man zum 'etz 

tenmal in dieser Form Widerstand geg*J 
die „Atomindustrie" bekunden. DanaC"1 

werde man zu Aktionen wie „kleineren S*' 
botageakten" übergehen, für die man & 
Zeit „übe". 
In einem Aufruf zu der Kalkar-Demonstf3' 
tion wird ein „sorgfältiger Baustopp uf! 
baldmöglicher Abriß des schnellen ßriJ' 
ters in Kaikar und des Thorium-Hochten1' 
peratur-Reaktors in Hamm-Üntrop" 9*' 
fordert. 
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DDR-HAFT 

Strafvollzug in der DDR verletzt 
'i brutaler Weise die Menschenwürde 
n einem öffentlichen Anhörungsver- 
^Jjfen untersuchte auf Antrag der 
CDU/csL 
°a'itionsparteien der innerdeut- 

gegen den Widerstand der 
.        •••»••»paiiciciiuci  •••••«•«•««» 

,Che Bundestagsausschuß die Si- 
jj^lon in den Haftanstalten der 
u?^- Dabei haben neun ehemalige 
öftiinge und Sachverständige über- 
stimmend ein erschütterndes Bild 
°n den realen Haftbedingungen, un- 

f*
r denen „Politische" in DDR-Ge- 
n9nissen leben müssen, gezeich- 

Q'eses Bild ergibt, daß Untersuchungs- 
J . haft und Strafvollzug der DDR, meilen- 

. !t entfernt von den menschenrechtli- 

SelK1  Verträ9en-   die   die   DDR-Führung 
bst unterschrieben hat, zum bewußten 

g "Aschen Instrument der Verwirklichung 
^ sozialistischen   Gesellschaft  in  der 

DR gemacht wird. 
er Berichterstatter der CDU/CSU im in- 

t deutschen Ausschuß, Claus Jäger, faß- 
das Ergebnis der Anhörung wie folgt 

Usammen:  Bei  der  Untersuchungshaft 
ö
lrd regelmäßig erheblicher psychischer 

s
ruck ausgeübt, der durch Isolation, Ein- 
Cr«üchterung und Erpressung  mit dem 
Cr>icksal  von  Angehörigen  verwirklicht 
lrd- In der Strafhaft, in der zwangsweise 

^arbeitet werden muß, sprechen die Ar- 
e,tsbedingungen  allen  Normen  moder- 
en Arbeitslebens Hohn; die  Überbele- 

*Ur,9 der Zellen und die ständigen Schika- 
en quälen die Häftlinge in unverantwort- 
arer Weise; die Ernährung, kalorienmäßig 

im allgemeinen ausreichend, ist qualitativ 
minderwertig und vitaminarm und führt oft 
zu schweren Gesundheitsschäden. 

Die medizinische Versorgung ist misera- 
bel und führt bei vielen Häftlingen zu 
Langzeit- oder Dauerschäden, die viele 
noch heute mit sich herumschleppen. Be- 
sonders entwürdigend für die Häftlinge ist 
die dauernde Bespitzelung durch meist 
kriminelle Mithäftlinge, die sich dafür her- 
geben. 
Widersetzlichkeiten oder auch nur Wider- 
spruch führt zu verschärftem Arrest, der 
sich in einigen Strafanstalten in ungeheiz- 
ten, feuchten Kellern abspielt, in denen 
Häftlinge mit einer einzigen Decke ohne 
Unterlage auf Betonplatten schlafen müs- 
sen. Alles in allem ergab die Anhörung ein 
trostloses Bild von der brutalen Verlet- 
zung der Menchenwürde politischer Häft- 
linge in den DDR-Haftanstalten. 
Das Ergebnis der öffentlichen Anhörung 
bestätigt eindrucksvoll, wie gut beraten 
die CDU/CSU war, diese Anhörung gegen 
den Widerstand der Koalition im Ausschuß 
durchzusetzen. Die Bundesregierung ist 
jetzt aufgefordert, aus dem Ergebnis der 
Anhörung die Konsequenzen zu ziehen 
und in Wahrnehmung ihrer Schutzpflicht 
für die verfolgten Menschen, die als politi- 
sche Häftlinge in den Zuchthäusern und 
Gefängnissen der DDR sitzen, die Initiati- 
ve zu ergreifen. Die DDR-Regierung muß 
nachdrücklich dazu aufgefordert werden, 
die   Bestimmungen   der   Internationalen 
Menschenrechtspakte über humane Haft- 
bedingungen einzuhalten, die sie selbst 
durch ihre Unterschrift anerkannt hat. 
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• VERTEIDIGUNG 

Apel mißachtet wieder 
parlamentarische 
Spielregeln 
Zu der bereits von der FDP kritisierten 
Mißachtung des Parlaments im Zusam- 
menhang mit der Einführung eines „Con- 
trol-Systems" im Verteidigungsministe- 
rium erklärte der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe Verteidigungspolitik der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter- 
Kurt Würzbach: 

Das während des Tornado-Skandals öf- 
fentlich bekanntgewordene spannungs- 
treibende und Kompetenzen verwischen- 
de Führungsverhalten von Minister Apel 
verführte ihn auch bei einer so wichtigen 
geplanten Strukturveränderung im Vertei- 
digungsministerium dazu, daß er zuerst 
die SPD-Betriebsgruppe im BMVg, da- 
nach die Öffentlichkeit und erst am Nach- 
mittag seine eigenen Abteilungsleiter in- 
formierte. Die mit der Planung unmittelbar 
befaßten Inspekteure der Teilstreitkräfte 
und das Parlament erfuhren die Überle- 
gungen des Verteidigungsministers erst 
aus den Zeitungen. 

Der Antrag der CDU/CSU an den parla- 
mentarischen Ausschuß lautete u. a.: Der 
Verteidigungsausschuß rügt ein solches 
Verfahren und erwartet, daß der Bundes- 
minister der Verteidigung, bevor er zur 
Darstellung solcher Vorhaben vor die Öf- 
fentlichkeit tritt, das Parlament unterrich- 
tet. 
Der Antrag wurde bei Stimmengleichheit 
(12:12) durch demonstrative Nichtbeteili- 
gung der FDP-Fraktion abgelehnt. 
Auf diese Weise ist der Verteidigungsmini- 
ster an einer Rüge des Ausschusses 
knapp vorbeigekommen. 

• TARIFPOLITIK    ^ 

Union fordert für die 
Beamten 
Gleichbehandlung 
In einem Gespräch zwischen der Bü 

desleitung des Deutschen Beamtenbu 

des unter Leitung des Bundesvorslt*el\ 
den  Krause und  Vertretern  der & 
CSU-Bundestagsfraktion des Deutsch"1 

Bundestages stellten die Vertreter <** 
Union fest, daß die von der Bundesrat*' 
rung vorgeschlagene Verschiebung *e 

Besoldungserhöhung 1982 um 3 Mona 
gegenüber der Tariferhöhung für die A" 
gestellten und Arbeiter im öffentlich«* 
Dienst mit dem Glelchbehandlungsgfl"^ 
und der Fürsorgepflicht des Diensth*^ 
nicht zu vereinbaren sei. 

Diese Maßnahme stehe auch im Wider' 
spruch zu allen bisherigen Aussagen de 

Bundesregierung und des Bundesinnnen 

ministers,   die   bisher   den   bewährt« 
Gleichklang bei der Bezahlung im öffen . 
chen Dienst gepriesen hatten. Wenn die 

Bundesregierung jetzt das gegeben 
Wort breche, werde der öffentliche Dien* 
gespalten und das Berufsbeamtentum un 

attraktiver gemacht. Die von der Bunde5' 
regierung seit langem praktizierten Entbe 

amtungstendenzen würden fortgesetz 
Den Gegnern des Berufsbeamtenturr^ 
die aus ideologischen Motiven das Beru«5 

beamtentum ganz abschaffen möchte'1, 

werde in die Hände gearbeitet. 
Die Unions-Vertreter bekräftigten den vC11 

Vorstand der CDU/CSU-Bundestagsfr^' 
tion vertretenen Standpunkt, der sich Qe' 
gen ungerechtfertigte Sonderopfer de 
Beamten und für die unbedingt notwend1' 
ge Gleichbehandlung im öffentliche'1 

Dienst einsetzt. 
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ERDGASRÖHRENBAU 

Bonn schweigt zur Dokumentation 
über sowjetische Zwangsarbeit 
P,e Internationale Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGFM) hat jetzt ei- 
Ue Dokumentation über Zwangsar- 
beit an der Erdgasleitung in Sibirien 
v°rgelegt mit der bewiesen wird, daß 
entlang der geplanten Erdgasleitung 
Sibirien—Europa Konzentrationsla- 
ger eingerichtet sind und Häftlinge 
a,s billige Arbeitssklaven eingesetzt 
Werden 

VV* ar» dem Erdgasprojekt beteiligten 
^westlichen Regierungen werden auf- 
fordert, durch eine internationale Ge- 
^erkschaftlerkommission die Arbeitsbe- 
äln9ungen an Ort und Stelle zu überprü- 
®n- Das wäre eine vertrauensbildende 
Maßnahme im Sinne des Helsinki-Abkom- 
j*ens und sollte auch im Interesse der 
UQ,SSR liegen. Falls die sowjetische Re- 
gung der Gewerkschaftskommission 
jjl6 Einreise verweigern sollte, schlägt die 
QFM vor, die Erforschung der Konzentra- 
tionslager entlang der Erdgasleitung 
dlJrch technische Hilfsmittel, z. B. Satelli- 
en- zu versuchen. 

^'e IGFM hat Bundeskanzler Schmidt bis- 
er erfolglos aufgefordert, die Initiative zur 
"dung    der    internationalen    Gewerk- 

^chaftskommission zu ergreifen und bis 
Um  Vorliegen   deren   Berichterstattung 
as Erdgasröhrengeschäft auf Eis zu le- 

9en. 

^as Schweigen des Bundeskanzlers zur 
^Wangsarbeit von 100 000 Häftlingen beim 
Erc*gasröhrenbau ist vom Bundestagsab- 
9eordneten Hans Graf Huyn scharf kriti- 
siert worden. Graf Huyn: „Weder die Auf- 

klärungsforderungen aus der Opposition 
noch die ihm zugesandte Dokumentation 
der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte vom 18. August 1982 
und die darin wiedergegebenen Fakten 
lassen es dem Bundeskanzler geraten er- 
scheinen, sein Schweigen zu brechen. In- 
zwischen wird sogar in Moskau der Son- 
dereinsatz von etwa 40 000 Sowjetbürgern 
nicht bestritten, wenngleich man dort wei- 
ter behauptet, es gäbe keine echten 
Zwangsarbeiter und keine menschen- 
rechtswidrige Behandlung. 
Statt diesen Indizien nachzugehen, ver- 
stärkt der Bundeskanzler sein Engage- 
ment für das Erdgasgeschäft, wie sein 
Rundbrief an die beteiligten Unternehmen 
beweist. Der Kanzler sieht, im Einklang mit 
Egon Bahr, in der Sowjetunion den vor- 
rangigen Wirtschafts- und Sicherheitspart- 
ner. Das Erdgasröhrengeschäft wird so 
zum emotionalen Bestandteil der Ent- 
spannungsideologie. Menschenrechtsver- 
letzungen der Sowjetunion passen da 
nicht ins Bild. 
Ost-West-Zusammenarbeit darf aber die 
Unterdrückung nicht fördern. Ebenso wie 
im humanitären Völkerrecht und in der Rü- 
stungskontrolle müssen Menschenrechts- 
bestimmungen einer internationalen Kon- 
trolle auf Anforderung unterliegen. Der 
KSZE-Prozeß der Helsinki-Schlußakte be- 
darf deshalb einer solchen Ergänzung 
durch menschenrechtsfördernde ver- 
trauensbildende Maßnahmen. Die Bun- 
desregierung bleibt aufgefordert, zu die- 
sem Vorschlag endlich Stellung zu neh- 
men." 
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SOZIALHILFE 

Alter Rechtszustand 
wiederhergestellt 
Die CDU/CSU-Fraktion hat den Ver- 
mittlungsausschußempfehlungen zu 
den Korrekturen an den Beschlüssen 
zum 2. Haushaltsstrukturgesetz, die 
das Sozialgesetzbuch betreffen, zu- 
gestimmt. 

Vor dem Bundestag bedauerte der Ber- 
liner CDU-Abgeordnete Werner Dola- 

ta, daß SPD und FDP den Gesetzentwurf 
der Union vom 28. April d. J. abgelehnt 
hatten, mit dem der alte Rechtszustand, 
wie er vor Inkrafttreten des 2. Haushalts- 
strukturgesetzes bestand, wiederherge- 
stellt werden sollte. Den Sozialhilfeemp- 
fängern wären Verzögerungen dann er- 
spart geblieben, erklärte Dolata. 

— Heimbewohner erhalten jetzt statt ei- 
nes „Taschengeldes" einen Barbetrag 
(mindestens 30% des Regelsatzes eines 
Haushaltsvorstands nach dem BSHG) in 
Höhe von 103 DM/Monat; trägt der Hil- 
feempfänger einen Teil der Kosten selbst, 
stehen ihm 5% des eigenen Einkommens, 
maximal 15% des Eckregelsatzes der So- 
zialhilfe = 51 DM zu. 

— Bei der Beteiligung an den Kosten für 
die Unterbringung behinderter Kinder in 
Vollzeitfördereinrichtungen wurde die Wie- 
derherstellung des alten Zustandes rück- 
wirkend zum 1. Januar 1982 erreicht. 

— Die Sozialversicherungsfreigrenze 
(weniger als 15 Stunden/Woche bei einem 
Arbeitsentgelt von 390 DM/Monat) gilt bis 
zum 31. Dezember 1984. Ab I.Januar 
1985 — '/? der monatlichen Bezugsgröße. 

• REAKTORBAU     _ 

Auch beim schnellen 
Brüter versagt 
Nun ist es amtlich: 1,5 Milliarden 
mehr für den schnellen Brüter! Der 
Bau des schnellen Brutreaktors SNR 
300 in Kaikar wird voraussichtlich 6,5 
Milliarden Mark kosten. 

Vor dieser Summe, die schon seit Mo* 
naten erkennbar war, hat die Bundes- 

regierung starrköpfig die Augen ver- 
schlossen. Sie wollte die Folgen ihrer ge" 
scheiterten katastrophalen Kernenergie- 
politik nicht offenkundig werden lassen. 
Deshalb hat die Bundesregierung aucn 
wieder im Haushalt 1983 mit falschen Zah- 
len operiert. Nachdem sich im Frühjahr 
auch die Kostenschätzungen für den 
Hochtemperaturreaktor THTR 300 schon 
um rund eine Milliarde Mark erhöht hatten- 
fehlen nunmehr im Haushalt des Bundes- 
ministers für Forschung und Technolog'6 

mindestens zwei Milliarden Mark für diese 
beiden fortgeschrittenen Reaktorlinien- 
Ein solcher Haushalt, mit falschen Zahlen 
gespickt, ist im Parlament nicht bera- 
tungsfähig. Das Forschungsministerium 
hat beim Projekt-Management der beiden 
Reaktorlinien völlig versagt. Die Bundes- 
regierung hat ebenfalls schwerwiegend 
versagt, als es ihre Aufgabe war, rechtzei- 
tig auf einen Konsens hinzuarbeiten, um 
politisch die Voraussetzungen für die 
Realisierung ihrer Energieprogramme zü 

schaffen, vor allem in den Regierungspar- 
teien SPD und FDP. Die Lösungskompe- 
tenz der Bundesregierung in den Grund- 
fragen der Energiepolitik ist gleich Null, 
stellt Christian Lenzer, Obmann der CDU/ 
CSU-Fraktion im Ausschuß für Forschung 
und Technologie des Deutschen Bundes- 
tages, fest. 
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STICHWORT 

»Saurer Regen" 
s wesentliche Ursache für die sich stän- 

'9 ausbreitenden Waldschäden sehen 
Experten den sogenannten „sauren Re- 
9en" an. Der zu hohe Säuregehalt der Nie- 
derschläge gefährdet Pflanzen, Böden 
und Gewässer. 

°° eine Flüssigkeit sauer, neutral oder al- 
Wisch ist, wird an ihrem pH-Wert gemes- 
sen. Der pH-Wert von reinem Wasser liegt 
°ei 5,6. Von saurem Regen spricht man, 
*enn dieser Wert unter 5,6 liegt. In der 
°undesrepublik Deutschland pendelt er 
Se't 1972 um 4,3 bis 4,2. 

*ls Hauptverursacher für die sauren Nie- 
derschläge gilt die Luftverschmutzung, 
"^besondere durch Schwefeldioxid und 
Stickoxide. Schwefeldioxid entsteht bei 
er Verbrennung schwefelhaltiger Brenn- 

stoffe wie Kohle und Heizöl. Ausgestoßen 
^rd Schwefeldioxid insbesondere durch 
Kraftwerke und Fernheizwerke, die 56% 
J'6'" Emissionen (Ausstoß von Schadstof- 
fen) verursachen. 
0i& Stickoxide entstehen bei Verbren- 
nungsvorgängen aus dem Luftstickstoff, 
s° im Kraftfahrzeugmotor, in konventio- 
nellen Kraftwerken und anderen Feue- 
Un9sanlagen sowie bei industriellen Pro- 

Aktionen. Der Verkehr hat mit 45% den 
9rößten Anteil an der Ausstoßmenge von 
Stickoxiden. 

~'e bislang wichtigste Vorschrift für die 
Luftreinhaltung ist die „ Technische Anlei- 

*"n9 zur Reinhaltung der Luft' (TA-Luft)- 
S'e enthält Begriffsbestimmungen, Maß- 
e,nheiten und allgemeine Grundsätze für 

die Genehmigung von Anlagen und Ein- 
richtungen. Außerdem sind in ihr Höchst- 
werte für Immissionen festgelegt, d. h. für 
Schadstoffe, die örtlich auf Menschen, 
Tiere, Pflanzen und Gebäude einwirken. 

Bereits 1964 hat die Bundesregierung die 
erste TA-Luft erlassen, die 1974 zum letz- 
tenmal überarbeitet worden ist. Im Herbst 
1931 hat der Bundesinnenminister den 
Entwurf für eine Neufassung der TA-Luft 
vorgelegt. Die Anhörung der Industriever- 
bände, Umweltschutzverbände und Ge- 
werkschaften sowie die erste Beratung im 
Innenausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges haben jedoch gezeigt, daß diese Vor- 
lage noch unzulänglich war. Deshalb wird 
dem Bundeskabinett im Oktober dieses 
Jahres eine überarbeitete Fassung der 
TA-Luft vorgelegt werden. 

Parallel dazu wird eine „ Großfeuerungsan- 
lagen-Verordnung" vorbereitet. In ihr sol- 
len die Emissionen der wichtigsten Schad- 
stoffe, unter anderem von Schwefeldioxid 
und Stickoxiden begrenzt werden. Das 
Bundeskabinett hat am 1. September 
1982 über Eckwerte für diese Verordnung 
entschieden. Danach sind die Emissionen 
an Schewefeldioxid in der Regel auf 400 
Milligramm pro Kubikmeter festzulegen. 
Soweit in Ausnahmefällen höhere Werte 
unumgänglich sind, dürfen sie 650 Millio- 
nen pro Kubikmeter in keinem Fall über- 
schreiten. 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
soll sowohl für neue wie auch für alte An- 
lagen gelten. Durch Stillegung und Ersatz 
alter Anlagen sowie durch Umrüstung soll 
bis Anfang der neunziger Jahre eine spür- 
bare Emissionsentlastung, insbesondere 
bei Schwefeldioxid und Stickoxiden er- 
reicht werden. Das Bundesinnenministe- 
rium schätzt die dafür notwendigen Inve- 
stitionskosten auf 5 Milliarden DM. 
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ZITATE 

Abschiedsreden 
Das tatsächliche politische Ende der so- 
zial-liberalen Koalition steht zwar noch 
aus, ist aber nur noch eine Frage weniger 
Wochen. Wenn Genscher und seine FDP 
dieses Ende nicht spätestens im Zusam- 
menhang mit den anstehenden Haushalts- 
beratungen herbeiführen, hat die deut- 
sche Öffentlichkeit gestern im Bundestag 
nur eine Art Posse erlebt. 
Bonner General-Anzeiger, 10. September 1982 

Hans-Dietrich Genscher hat gestern im 
Deutschen Bundestag eine Schlüsselrede 
gehalten, die sich vielleicht schon bald als 
ein Dokument erweisen könnte, dem hi- 
storische Bedeutung zukommt. Es war ei- 
ne Abschiedsrede an die sozial-liberale 
Koalition, weshalb der Beifall denn auch 
fast ausschließlich von der CDU/CSU- 
Fraktion kam. 

Stuttgarter Zeltung, 10. September 1982 

Das waren bittere Minuten für den Kanz- 
ler; er mochte zurückdenken an die Amts- 
vorgänger Adenauer und Erhard, mit de- 

nen die Freien Demokraten einst auch Zu' 
sammengearbeitet hatten, aber nur bis ^ 
einem gewissen Punkt. Das Dreiparteien' 
system muß den Wechsel ermöglichen' 
und die FDP hat hier — da hat Genscne 
recht — für Kontinuität in der Sache t» 
sorgen, auch um des Risikos des eigenen 
Scheiterns willen. 

Rheinische Post, 10. September 19*' 

Viel gesprochen wurde von ihr nicht. Abe 
zu hören war sie schon: die neue MeW' 
heit. Immer, wenn der FDP-Vorsitzenoe 

sich in seiner Wortwahl dem SprachQ6' 
brauch der Opposition näherte, bekam * 
den demonstrativen Beifall der CDU un° 
seiner eigenen Partei. Die SPD, now 
Koalitionspartner, schwieg. 

Westdeutsche Allgemein*' 
10. September I»8* 

Wie gelähmt folgten die Sozialdemokrat^ 
den Ausführungen des FDP-Vorsitzende^ 
der vom ersten Satz an auf eine K°nS* 
quenz zustrebte. Jedermann im Plenum 
jeder Zuschauer wußte, daß ein Herausg6' 
forderter das Wort nahm. Die Atmosphe(B 

war dicht und schwer. Genscher verleg*6 

dem Bundeskanzler den Weg zu höhere 
Verschuldung, er drehte ihm buchstäblW 
den Hahn zu.    Die Welt, 10. September 
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